
 

 

 

03 
2023 

WERTE.                  

MAGAZIN DER CHRISTLICHEN PARTEI ÖSTERREICHS 
Ehre 
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GRUßWORT 

Grüß Gott! 
Viele von uns haben große Sorge, dass 

der uns für Jahrzehnte geschenkte Frie-

den durch einen Krieg beendet wird. 

Viele Zeichen sprechen für eine kriegeri-

sche Auseinandersetzung, in welche 

auch Österreich hineingezogen werden 

kann. 

Vor einem Jahr haben wir uns Gedanken 

gemacht, wie Frieden entstehen und 

bewahrt werden kann, um auch für Ös-

terreich eine leben. werte. zukunft zu 

sichern. Wesentliche Grundlagen sind 

gerechte Beziehungen zwischen den 

Menschen und zwischen den Staaten 

sowie gelebte Nächstenliebe. 

Den Frieden für Österreich garantiert 

uns im Besonderen unsere immerwäh-

rende Neutralität. 

Die CPÖ ist seit vielen Jahren ein 

Sprachrohr für das Leben und für die 

Familien. 

Schön wäre es, wenn die CPÖ auch ein 

Sprachrohr für den Frieden sein könn-

te. 

Das Jahr 2024 ist wieder ein besonderes 

Wahljahr: Es wird die EU-Wahl und auch 

die Nationalratswahl geben. 

Die CPÖ bereitet sich bereits intensiv auf 

diese Wahlgänge vor und möchte bei 

beiden Wahlen kandidieren. Aus heuti-

ger Sicht wird es zu einem Wahlbündnis 

mehrerer Kleinparteien kommen, um die 

Kräfte zu bündeln und ein gutes Wahler-

gebnis zu erreichen.  

Um auf den Stimmzettel zu kommen, 

sind aber neuerlich mindestens 2.600 

Unterstützungserklärungen - verteilt auf 

ganz Österreich -  notwendig. 

Wir werden rechtzeitig darüber informie-

ren, bitten aber schon jetzt um Ihre Mit-

hilfe. 

 

Österreich braucht eine christliche 

Politik! 

 

Die Meldungen über Forderungen aus 

dem linken Lager sind erschreckend, 

denn es wird deutlich, dass der Marxis-

mus wieder salonfähig zu sein scheint.  

 

Wollen wir aus Österreich ein nach kom-

munistischen Grundsätzen regiertes 

Land machen? Ein neues Ostdeutsch-

land? 

 

Nein! Wir wollen die Gesellschaft aus  

Glauben und aus Überzeugung mitge-

stalten und sich mutig für die wirksame 

Durchsetzung christlicher Anliegen und 

Positionen in der Gesellschaft einsetzen. 

 

EU in der Sackgasse? 

Die EU widerspricht in ihrem tatsächli-

chen politischen Denken und Handeln 

unseren christlichen Wertvorstellungen. 

Sie ist ein undemokratisches, unregier-

bares Konstrukt geworden, das unser 

Geld als Nettozahler vergeudet. 

Die CPÖ steht für ein christliches Öster-

reich ohne EU und will keine Vereinigten 

Staaten von Europa! 

 
Ich bedanke ich mich ganz besonders für 
Ihr Vertrauen in unsere politische Arbeit, 
Ihre vielfältige Unterstützung und Ihr 
Gebet. 
 
Mit lieben Grüßen und Gottes  

reichsten Weihnachtssegen verbleibt 

herzlichst 

 

Ihr 

 

 

 

 

Alfred Kuchar, CPÖ-Bundesobmann 

           
 Jeder EURO bewirkt  

Veränderung! 
 

Wenn Sie die Arbeit der CPÖ wert-

schätzen, dann zeigen Sie es bitte auch 

mit einer Spende.  

 

Unser Spendenkonto lautet:   

Christliche Partei Österreichs  

AT67 3266 7000 0078 9099 

RLNWATWWPRB, RB Wienerwald            
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Jesus ist als das Licht in die Welt  
gekommen, damit keiner, der an ihn glaubt, länger in der Dunkelheit leben muss. 

Wir wünschen Ihnen gesegnete Weihnachten! 



 

 

Kommentar 

 

Kommentar 

EU IN DER SACKGASSE? 
Am 9. Juni 2024 wird voraussichtlich  

die EU-Wahl stattfinden. 

Dabei geht es nicht nur um die Zu-

kunft Europas , sondern ganz be-

sonders auch um unser Österreich! 

Durch die Verhängung der Sanktio-

nen gegen Russland und den massi-

ven Waffenlieferungen hat sich die 

EU in eine Sackgasse begeben.  Die 

Abhängigkeit von der NATO und 

den USA wird immer größer. 

Darüber hinaus wird ganz Europa 

durch eine ungeordnete Zuwande-

rung, deren verheerende Folgen 

immer stärker sichtbar werden, ge-

schwächt. 

Durch die Schöpfung von Unsum-

men an Euros leidet ganz Europa, 

im besonderen auch Österreich, 

unter einer alle Bevölkerungsgrup-

pen belastenden Inflation.  

Der Euro wurde zum Teuro! 

Die Teuerung hat für die Wirtschaft 

negative Auswirkungen, die Arbeits-

plätze sind in Gefahr. Das Geldsys-

tem droht zu kippen. 

Weiters werden durch die EU gesell-

schaftspolitische Positionen vertre-

ten und gefördert, welche zutiefst 

dem christlichen  Menschenbild wi-

dersprechen. Abtreibung, Ehe für 

alle, Genderideologie, etc. führen in 

eine Zukunft ohne Werte. 

Der demokratisch und friedliche 

Weg ist die Abhaltung einer  Volks-

abstimmung über den EU-Austritt. 

Nur so kann Österreich wieder selbst 

bestimmen und mit guten Entschei-

dungen den Österreichern eine  

leben.werte.zukunft ermöglichen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir brauchen keine Bevormundung 

durch die Bürokratie in Brüssel! 

Wir sehen, dass auch in anderen EU-

Ländern der Unmut über die EU im 

Steigen ist und ebenfalls ein EU-

Austritt überlegt wird. 

Der Austritt Großbritanniens 

(„Brexit“) hat keinesfalls zum ange-

kündigten  Zusammenbruch der 

englischen Wirtschaft geführt und 

auch keine Nachteile für die anderen 

EU-Länder gebracht. Im Gegenteil: 

die Engländer haben wieder ihre 

volle Souveränität und ersparen sich 

die Kosten für ein menschenfeindli-

ches Machtsystem, das auch vor 

Kriegen nicht zurückschreckt. 

Österreich ist durch die Mitglied-

schaft bei der EU schwer belastet, 

wir haften für die Schulden der EU 

und zahlen regelmäßig für die Schul-

den anderer Länder. 

Die Demokratie ist in der EU nur ei-

ne scheinbare, denn die Kommissi-

on hat das eigentliche Sagen, das 

EU-Parlament ist nur ein Beiwerk 

ohne wirkliche Entscheidungskom-

petenzen. 

Das rechtsstaatliche Prinzip der Ge-

waltenteilung ist  nicht verwirklicht. 

Daher raus aus der Sackgasse! 

 

                                                             RG 
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Wie kommen wir  aus der Sackgasse 

„EU“ heraus? 



 

 

 

So war es vor kurzem in einem renom-

mierten Medium zu lesen. 

Fehlt bei dieser Aufzählung nicht eine 

Weltmacht, welche ebenfalls für Krieg 

und Elend verantwortlich ist? 

Viele Mächtige träumen vom neuen 

Menschen und von einer neuen Weltord-

nung, welche nach ihren globalistischen 

Vorstellungen gestaltet sein soll. Den 

Eliten, die weltweit agieren, sind alle 

Mittel recht, wenn es um Macht und Geld 

geht. 

Die Grund- und Freiheitsrechte gelten 

nur dann, wenn sie für die Ziele der neu-

en Weltordnung nützlich sind.  

Die Menschenrechte werden beliebig 

gestaltet. Dem Menschrecht und Natur-

recht auf Leben wird ein „Menschenrecht 

auf Abtreibung“ entgegengestellt, 

wodurch Töten zu einem Akt der Ge-

sundheitsvorsorge verkommt. 

Die Weltgesundheitsorganisation will 

weltweit über unsere Gesundheit ent-

scheiden können und uns unter Aus-

schaltung von Grundrechten in eine ähn-

liche Lage wie bei Corona versetzen. 

Die USA und ihre Verbündeten fühlen 

sich als Schutzmacht und als Weltpolizist. 

Die Vielzahl der Kriege, in denen die 

USA verwickelt ist oder von ihr verur-

sacht wurden, brachte viele Tote und 

Zerstörung in den betroffenen Ländern. 

Das Recht auf Souveränität eines Staates 

gilt offensichtlich nur für die USA. 

Warum werden in Europa unter Missach-

tung des Selbstbestimmungsrechtes der 

Völker nach wie vor amerikanische Sol-

daten, Raketen und Kriegsmaterial statio-

niert? 

Da im Westen die Abwendung von Gott 

weiter fortschreitet wächst der Glaube an 

eine neue Weltordnung und an die Fä-

higkeit des Menschen, selbstbestimmt 

das Weltgeschehen zu gestalten. Für 

Gott fehlt der Platz. Konsum und andere 

Götter - aktuell das Klima – bestimmen 

das Verhalten der Menschen und der 

Regierenden. 

 

Umkehr ist nötig, damit ein Zusammenle-

ben in Frieden und Gerechtigkeit mög-

lich ist! 

DROHT EINE GEFÄHRLICHE NEUE WELTORDNUNG? 
Antiwestliche Ressentiments lassen die Diktatoren in Moskau, Peking, Teheran und 
Pjöngjang zusammenrücken und versuchen Ihre Machtpositionen zu verstärken. 
Doch diese Achse bringt nur Chaos und Krieg. 
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Gesellschaft & Politik 

Quelle: salzburgwiki 

 

Goldene Kugel auf dem Kapitel-

platz in Salzburg 

Ein Mensch steht breitbeinig auf die-

ser etwa neun Meter hohen goldenen 

Kugel, die wohl unseren Planeten 

darstellen soll. „Der Mensch als Be-

herrscher der Welt“, hat sich möglich-

erweise der Künstler gedacht. 

Ob aber der Mensch sich dabei nicht 

überhebt, wenn er glaubt, die Natur 

im Griff zu haben und die Welt be-

herrschen zu können, von der dem 

Menschen genehmen, künstlich er-

zeugten Idealtemperatur bis zur vom 

Menschen geschaffenen „Neuen 

Weltordnung“? Ob er sich dabei nicht 

selbst das Unglück schafft? Hochmut 

Auf einer Konferenz von EU-Außen-

ministerin, die auf Einladung ihrer 

deutschen Kollegin Annalena 

Baerbock Anfang November in Berlin 

stattfand, stellte diese ihre Ideen für 

eine „Reform“ des reformierbaren Kon-

strukts Europäische Union vor, mit de-

nen sie nach eigenen Worten einen 

internen Diskussionsprozess anstoßen 

will. In einer erweiterten Union, die ihr 

offenbar vor Augen schwebt - mit den 

von ihr gewünschten Beitrittskandida-

ten Ukraine (!), Moldawien und       

Westbalkan - darf es keine                 

Vergrößerungen von Kommission         

und Parlament geben. 

Mehr Entscheidungen sollten nach 

dem Mehrheitsprinzip gefällt, sowie 

Verstöße gegen Mitgliedsstaaten, etwa 

bei der Rechtsstaatlichkeit, schneller 

geahndet werden. Ihrer Meinung nach 

ist eine solche Reform nötig, um die 

Handlungsfähigkeit der EU auch nach 

dem angestrebten Beitritt weiterer Län-

der zu erhalten.  

Der wesentlichste Punkt, den die EU-

Machteliten im Schatten dieser beweg-

ten Tage eines neu aufgeflammten 

Nahost-Krieges angehen, ist, das Mehr-

heitsprinzip auf möglichst alle politi-

schen Bereiche auszudehnen, jeden-

falls auf jene restlichen, die bisher da-

von noch nicht erfasst sind: Finanzen, 

Budget, Aufnahme neuer Mitglieds-

staaten, Soziales, Migration, u.a. 

Es geht also in Wahrheit darum, die 

Zügel straffer anzuziehen und die 

Durchsetzungsfähigkeit Brüssels gegen 

nicht-konforme Mitgliedsstaaten und 

Positionen zu erhöhen. 

Wie hat man vor der Volksabstimmung 

1994 argumentiert? „Das kleine Öster-

reich kann in sensiblen Politikbereichen 

nicht überstimmt werden, weil es seine 

nationalen Interessen, konform mit der 

EU-Rechtsprechung, durch ein Veto 

durchsetzen kann. Den Österreichern, 

dem Souverän bleibt dieser demokrati-

sche Ausweg verlässlich erhalten.“  

Und: Was ist davon geblieben?  

WUSSTEN SIE …? 
Die nächste EU-“Reform“ droht - Kleinen Staaten soll der Rest an Souveränität entzogen werden 
Quelle: diepresse.com: 

Kommentar von ‚Neutrales Freies Österreich‘: 



 

 

Die Farben der Republik Österreich sind 

rot-weiß-rot. Die Flagge besteht aus drei 

gleichbreiten waagrechten Streifen, von 

denen der mittlere weiß, der obere und 

der untere rot sind. 

Als Ursprung gilt das Wappen des 

Babenberger Heinrich II. Jasomirgott. 

Anlässlich der Erhebung Österreichs zum 

Herzogtum im Jahr 1156 zeigte es den 

einköpfigen Adler, der später durch 

das rot-weiß-rote Bindenschild ersetzt 

wurde.  

Das österreichische Wappen zeigt ei-

nen schwarzen Adler mit goldener Mau-

erkrone und drei Zinnen. Die Krone sym-

bolisiert die Republik, ihre Bürger und 

die herrschende Demokratie. In seinen 

Fängen hält der Adler eine Sichel, das 

Zeichen des Bauernstandes, und einen 

Hammer für den Arbeiterstand.  

Die gesprengten Ketten an den Fängen 

wurden 1945 als Zeichen der Befreiung 

Österreichs vom Nationalsozialismus 

eingefügt.  

Am 26. Oktober gedenken wir aber auch 

der immerwährenden Neutralität. 

 

 

Sie wurde nach dem Abzug der Besat-

zungstruppen 1955 zum wichtigsten Ele-

ment der österreichischen Außenpolitik. 

Auch nach dem Beitritt in die EU bewahr-

te sich Österreich einen Großteil seiner 

Neutralität und ist bis heute kein Mitglied 

eines Militärbündnisses. Das Land baute 

jedoch seine Beziehungen zur NATO aus 

und beteiligt sich beispielsweise seit 

1995 an der Partnerschaft für den Frie-

den, wodurch es zu Widersprüchen mit 

der Selbstverpflichtung Österreichs zur 

immerwährenden Neutralität kommt. 

 

Im engen Zusammenhang mit dem Nati-

onalfeiertag, steht der Österreichische 

Staatsvertrag vom 15. Mai 1955, der im 

Langtitel Staatsvertrag betreffend die 

Wiederherstellung eines unabhängi-

gen und demokratischen Österreich 

lautet.                    

Gegenstand des Vertrages ist die       

Wiederherstellung Österreichs              

als souveräner, unabhängiger 

und demokratischer Staat nach 

der nationalsozialistischen Herrschaft in 

Österreich und der darauf folgen-

den Besatzungszeit.  

Interessant im Hinblick auf die derzeitige 

Weltlage ist, dass das Original des 

Staatsvertrags in Moskau liegt, nicht in 

Wien oder in Washington. Das ist zu be-

denken, um keine Brüche im geschichtli-

chen Denken entstehen zu lassen. 

Mit dieser Verpflichtung zur immerwäh-

renden Neutralität hat Österreich eine 

stärkere Waffe, als es das Bundesheer je 

sein wird. Österreich kann militärisch 

nicht so aufrüsten wie die Neutralität an 

Stärke und Sicherheit schafft.  

Das hat dem Land jahrzehntelang gehol-

fen und sollte nicht aufgeben werden. 

Daher muss die Neutralität hochgehalten 

und verteidigt werden.  

 

 

Dann gibt es in Österreich auch nicht die 

Fragen, die ständig artikuliert werden: 

„Wer ist schuld? Putin oder                   

Selenskyj? Israel oder die Hamas?“  

Die Antworten können ohne Gottes Hilfe 

nicht mit unserem Verstand gegeben 

werden.  

 

Aber eines gilt für alle Kriegsgebiete: 

Das Selbstbestimmungsrecht der Völ-

ker ist ein ganz grundlegendes Recht. 

Wenn es Soldaten in einem fremden 

Land gibt - aus welchem Grund auch 

immer -, dann ergibt das Unfrieden und 

wird sehr oft mit Krieg verbunden sein.  

Dieses Selbstbestimmungsrecht ist    

ganz essentiell, auch im                         

Verhältnis Österreich und EU.  

 

Wenn sich Österreich seine Souveränität 

nehmen lässt und das geschieht leider 

scheibchenweise, geht es letztlich in den 

„Vereinigten Staaten von Europa“ auf.  

Das würde den Untergang Österreichs 

bedeuten. 

Die Neutralität und die Souveränität soll-

ten daher mit allen Mitteln verteidigt und 

aufrechterhalten werden. 

 

??? 

von Dr. Rudolf Gehring, Leiter der christlichen Akademie für Politik und Gesellschaft 

frieden geht uns alle an - Neutralität sichern! 
Jährliche begehen wir am 26. Oktober den österreichischen Nationalfeiertag. Früher sagten wir 
dazu auch „Tag der Fahne“, weil wir stolz rot-weiß-rote Fähnchen bastelten und nahezu jedes 
Haus mit einer rot-weiß-roten Fahne beflaggte wurde. Welche Bedeutung hat die Fahne heute für 
uns? Was sagt uns die Geschichte Österreichs dazu? 
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NEUTRALITÄT 

Bundesverfassungsgesetz vom 26. 
Oktober 1955 über die Neutralität 

Österreichs 

(1) Zum Zwecke der dauernden Behaup-
tung seiner Unabhängigkeit nach außen 
und zum Zwecke der Unverletzlichkeit 
seines Gebietes erklärt Österreich aus 
freien Stücken seine immerwährende 
Neutralität. Österreich wird diese mit 
allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
aufrechterhalten und verteidigen. 
 
(2) Österreich wird zur Sicherung dieser 
Zwecke in aller Zukunft keinen militäri-
schen Bündnissen beitreten und die 
Errichtung militärischer Stützpunkte 
fremder Staaten auf seinem Gebiete 
nicht zulassen. 

https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96sterreich
https://de.wikipedia.org/wiki/Souver%C3%A4nit%C3%A4t
https://de.wikipedia.org/wiki/Demokratie
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96sterreich_in_der_Zeit_des_Nationalsozialismus
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96sterreich_in_der_Zeit_des_Nationalsozialismus
https://de.wikipedia.org/wiki/Besetztes_Nachkriegs%C3%B6sterreich
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1955_211_0/1955_211_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1955_211_0/1955_211_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1955_211_0/1955_211_0.pdf
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Ich höre regelmäßig in der            

Diskussion dieses Bibelzitat. 

Und es wird vielfach dafür verwen-

det, Christen davon abzuhalten, sich 

in der Politik zu engagieren. Diese 

Schlussfolgerung ist jedoch     

schlichtweg falsch, weshalb           

Widerspruch angebracht ist. 

So hat es Jesus auch nicht              

gemeint – ganz sicher nicht.  

 

Jesus Christus war ein zutiefst        

politischer Mensch. Er hat sich mit 

der ganzen politischen Führungs-

schicht Israels angelegt. Er hat die 

Wahrheit gepredigt und gelebt.      

Er hat von der Wahrheit nicht           

ein Jota weggenommen.  

Die politische Führung hat sich 

schwer getan mit ihm und er ist auch 

dafür gekreuzigt worden.  

Trotzdem hat er politisch gewirkt. In 

den biblischen Erzählungen wird das 

auch immer wieder bestätigt.  

Nur in der Diskussion, um uns weg-

zuhalten, wird gesagt: „Kümmert 

euch nicht darum, das geht euch 

nichts an.“ Aber es geht uns etwas 

an!  

Was soll uns denn im weltlichen    

Geschehen nichts angehen?  

Nein - es ist sogar unser Auftrag, 

dass wir uns für die Gemeinschaft 

einsetzen und gesellschaftspolitisch 

tätig werden, um die christlichen 

Wertvorstellungen und das christli-

che Menschenbild zu verwirklichen! 

 

Ich würde mir wünschen, dass viele 

Politiker Christen sind.  

Ich würde mir wünschen, dass sie 

alle den christlichen Glauben haben 

und danach handeln und leben. 

Ich würde mir wünschen, dass wir 

uns aus Glauben und aus Überzeu-

gung davon nicht abhalten lassen. 

                                                              

                                                              RG 

GLAUBE 

„GEBT DEM KAISER, WAS DEM KAISER GEHÖRT, UND GOTT, WAS GOTT GEHÖRT!“ 
Ein christlicher Auftrag? 

 
Herr Jesus Christus, wir bitten dich für unser Land mit 
seinen Dörfern und Städten, für ganz Österreich und sei-
ne Bewohner. 

Sein kostbares Erbe, das Christentum, möge weiterhin das 
Leben der einzelnen und der Familien, das Leben der 
Gesellschaft und des Staates heilen und prägen.  

Es helfe allen, den tiefsten Sinn ihres irdischen  
Lebensweges zu finden.  

Es wecke wieder Mut und Hoffnung für die Tage und 
Jahre, die kommen.  

Gib uns einen Blick für die Zeichen der Zeit und ein kla-
res Urteil gegenüber den politischen  
Ereignissen und allem Neuen in unserer Welt.  

Bewahre uns vor trügerischer Hoffnung und  
hilfloser Angst.  

Gib uns Mut und Bereitschaft zu politischem  
Einsatz.  
  
Zeige uns, wie wir in unserem Staat verantwortlich leben 
und ihn mitgestalten können.  

                                                                             

Quelle: de.dreamstime.com 

Amen! 
Lettnerkreuz im Stephansdom 
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Berlin.de 

Neutralität 

WARUM ÖSTERREICH NEUTRAL BLEIBEN SOLLTE... 

Die Neutralität bietet nicht 
automatisch Schutz - die  
Abkehr davon aber auch nicht 

nach Gabriele Matzner 

Wieder einmal scheint für manche 

die Zeit gekommen, Österreichs 

Neutralität in Frage zu stellen. Der 

Pegel gefühlter Schutz– und Ratlo-

sigkeit vor allerlei Krisen und Gefah-

ren steigt bereits seit Längerem an. 

Oft wird das Argument gegen den 

Bestand der Neutralität vorgebracht, 

dass man als Neutraler nicht abseits 

stehen dürfe, wenn der                 

Westen      politisch-militärische     

Ge– und Entschlossenheit zeigt. 

Dies entspricht aber nicht der Reali-

tät. Denn neben gemeinsamen Inte-

ressen und Pfaden verfolgen alle 

Staaten auch eigene. 

Die Außen-, Sicherheits– und Vertei-

digungspolitik der EU nicht in Stein 

gemeißelt. Sie ist im Fluss und be-

darf der Abstimmung. 

Aus diesem Grund ist dabei die 

Neutralität Österreichs kein Hinder-

nis, sondern ist ein Mittel zur Neuge-

staltung der Sichtweise. 

Was brächte die Abschaffung der 

immerwährenden Neutralität? 

Es mag zwar sein, dass die Neutrali-

tät für viele Österreicher nicht mehr 

identitätsstiftend ist, jedoch steckt in 

unseren Genen die Kriegsmüdigkeit. 

Seit der Schlacht bei Belgrad 1717 

haben wir keinen Krieg mehr gewon-

nen und uns als „kleiner Bruder“ an 

der Seite eines mächtigeren Nach-

barn in Kriegskatastrophen bege-

ben. 

Die Vorstellung als Teil eines Militär-

bündnisses geborgen zu sein ist für 

uns Österreicher historisch wider-

legt. 

Stattdessen ist der Bevölkerung 

noch in Erinnerung, dass Österreich 

in der Vergangenheit durch seine 

Neutralität hohes internationales An-

sehen genossen hat. Die österreichi-

sche Politik konnte sich immer wie-

der mittels Diplomatie bei der Ent-

spannung von Konflikten z.B. zwi-

schen Ost und West nützlich ma-

chen. 

Wie vernünftig wäre es, die Neutrali-

tät ausgerechnet dann zu begraben, 

wenn die Hütte brennt? 

Hat etwa die Schweiz ihre Neutralität 

aufgegeben, als der 2. Weltkrieg 

ringsum in seinen Nachbarländern 

tobte? 

Neutralität sollte als großer zivilisato-

rischer Fortschritt gelten und nach-

ahmenswert sein!  

Statt ein Begräbnis vorzubereiten, 

sollten wir darüber diskutieren, wie 

wir sie wieder glaubwürdig machen 

können. Ohne Selbstüberschätzung, 

aber mit Selbstbewusstsein. 

 

NEUTRALITÄT 
SCHÜTZT DEN  

FRIEDEN,  
DIE SOUVERÄNITÄT 

und  
die Einheit... 

2304 Damit das Menschenleben ge-

achtet wird und sich entfalten kann, 

muss Friede sein. Friede besteht 

nicht einfach darin, dass kein Krieg 

ist; er lässt sich nicht bloß durch das 

Gleichgewicht der feindlichen Kräfte 

sichern.  

 

Friede auf Erden herrscht nur dann, 

wenn die persönlichen Güter gesi-

chert sind, die Menschen frei mitei-

nander verkehren können, die Wür-

de der Personen und der Völker ge-

achtet und die Brüderlichkeit unter 

den Menschen gepflegt wird.  

Der Friede besteht in der „Ruhe der 

Ordnung" (Augustinus, civ. 19, 13). 

Er ist das Werk der Gerechtigkeit 

[Vgl. GS 78,5] und die Wirkung der 

Liebe [Vgl. GS 78.1—2.].  

So sollte unser Tun der                   

Prämisse  unterstellt sein: 

„Meide das Böse und tu das Gute, 

suche Frieden und jage ihm 

nach!“ (Ps 34, 15) 

Die Neutralität schützt uns 
nicht vor Krieg, die Neutrali-

tät bedarf selbst eines militä-
rischen Schutzes!  

(Robert Brieger, österr. General) 

Was sagt der Katholische Katechismus über den Frieden? 
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Vollgeld 

 Vom Initiativkomitee „Vollgeld für Alle“  

 
START: EUROPAWEITE PETITION „VOLLGELD FÜR ALLE“ 
Haben Sie sich schon einmal gefragt, wie es um unser Geldsystem steht? Herzliche Gratulation - Sie gehören zu einer 
Minderheit! Zugegeben: Die Themen rund ums Geld & die Finanzen erscheinen auf den ersten Blick wenig unterhalt-
sam zu sein. Jedoch lohnt es sich unser Geldsystem genauer unter die Lupe zu nehmen. Versprochen! 

Geld geht uns alle an! 

PROVOLLGELD Austria mit ihrem 

Sprecher Dr. Raimund Dietz startete 

im Rahmen einer Medien-

präsentation die EU-weite              

Petition VOLLGELD FÜR ALLE 

Gleichzeitig stellte Dietz sein         

neuestes Werk Die Bürgergesell-

schaft und ihr Geld vor. 

Dietz erläuterte ausführlich die For-

derungen der Petition und verwies 

auf die vielen Vorteile, die durch die 

Einführung von Vollgeld entstehen 

würden. 

Raimund Dietz ist Wirtschaftswissen-

schaftler mit dem Schwerpunkt Geld 

und Geldschöpfung.  

Mitinitiator ist Kiril BOJILOFF aus 

der Schweiz. Er beteiligte sich im 

Jahr 2018 an der Schweizer Volksab-

stimmung zur Einführung des Voll-

gelds. Er sieht sich als Aufklärer der 

Missstände in der Banken- und Geld-

wirtschaft. Sein Ziel ist es, politischen 

Druck auf Regierungen und die EU-

Kommission auszuüben, um die be-

stehenden Missstände zu überwin-

den. 

Die Durchführung dieser EU-Petition 

erfolgt in Kooperation mit der öster-

reichischen Unterschriftenplattform  

P-on.voting unter der Führung von 

Dr. Rudolf Gehring, der wiederholt 

mit den Mitteln der direkten Demo-

kratie eine Vielzahl von Bürgern ge-

winnen konnte.  

Die Initiative wird von engagierten 

Mitstreitern für eine Vollgeldreform 

getragen.  

 

Vollgeld (= vollwertiges Geld wie 

Bargeld) ist Geld, das von der Zent-

ralbank geschaffen wird. Bankengeld 

ist nicht vollwertig. Es ist nur eine 

Forderung auf Zentralbankgeld und 

geht mit der Insolvenz einer Bank 

verloren, es sei denn, die öffentliche 

Hand garantiert den Kontobestand.   

In einem Vollgeldsystem können Ge-

schäftsbanken nur das Geld verlei-

hen, das sie sich vorher ausgeliehen 

haben. 

Nur wenige wissen, woher Geld 

kommt, wie es geschaffen und in 

Umlauf gebracht wird. Normaler-

weise sollte dies die Zentralbank tun. 

Tatsächlich aber entsteht das gesam-

te Buchgeld, indem Geschäftsban-

ken Kredite vergeben oder Vermö-

genswerte ankaufen. Hierdurch ent-

stehen heute 90% der gesamten 

Geldmenge.  

Das heutige System erzeugt eine 

Reihe schwerwiegender Probleme. 

Nur einige von ihnen können hier 

erwähnt werden: 

1. Banken werden anderen Unter-

nehmen gegenüber privilegiert. Die 

Ausübung des Privilegs führt zu einer 

Überdimensionierung der Finanz-

märkte und zu Krisen. 

2. Bankengeld ist Schuldgeld. Geld 

könnte aber auch schuldenfrei in 

Umlauf kommen. 

Die Bankengeldschöpfung führt im-

mer wieder zu Krisen. Dem Staat ent-

gehen nicht nur Einnahmen, er muss 

die Banken immer wieder mit astro-

nomischen Summen retten. 

Die Vollgeld-Bewegung ist Teil der 

Zivilgesellschaft und ist weltweit ak-

tiv. Sie engagiert sich für die Aufklä-

rung in Geld- und Finanzfragen. Die 

Petition "Vollgeld für Alle" zielt auf 

eine Änderung der Gesetzeslage in 

Europa, insbesondere im Euro-Raum, 

ab. Unter dem Druck der Märkte 

plant die EZB die Einführung eines 

digitalen Euros. Die Gelegenheit, die 

sich dabei bietet, ist im Sinne des 

Allgemeinwohls zu nutzen. Die Ge-

schäftsbanken versuchen diese Ein-

führung zu blockieren oder sie in 

ihrem Sinne zu gestalten. Das Vorha-

ben darf nicht «in falsche Hände» 

kommen.  

Daher die Forderung: 

Die Geldschöpfung darf nur 
durch die Zentralbank erfolgen.  
Dies betrifft sowohl das Bar– 

und Buchgeld als auch neue di-
gitale Formen des Euro.  

Nur diese Geldformen sind  
gesetzliche Zahlungsmittel.  

Nur für diese Formen  
gilt Annahmepflicht.  

Die Geldschöpfung durch die  
Geschäftsbanken ist zu beenden. 

Die EU-Kommission wird  
aufgefordert, Art.128.1 des  

AEUV-Vertrages  
entsprechend zu ändern.  
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Foto: jugenduerdasleben.at 

Vollgeld 

ZUSAMMENGEFASST: Die Vorteile des Vollgeldsystems 

• Geld muss der Gesellschaft und dem Gemeinwohl dienen. Die Buchgeldschöpfung durch Geschäfts-

banken bläht das Finanzsystem unnötig auf und destabilisiert die Wirtschaft. Die Einführung von Voll-

geld dient dazu, das Finanzsystem auf ein vernünftiges Maß zurückzuführen. 

• Vollgeld würde das Europäische Finanzsystem stabiler und gerechter machen. Die Buchgeld-

schöpfung durch Geschäftsbanken verletzt das Gleichheitsgebot und fügt der Gesellschaft Schaden zu. 

Der Staat muss die Banken dann noch retten! 

• Das geschöpfte Geld kommt der Allgemeinheit zugute. Vollgeld bringt dem Staat zusätzliche Mittel ein. 

Er kann seine Aufgaben leichter erfüllen.  

• Vollgeld ist ein wirksames Mittel gegen die Inflation.  

• Vollgeld bremst die Spekulation auf Vermögenswerte und Immobilien. Es wirkt in Richtung Verteilungs-

gerechtigkeit. 

• Geldschöpfung und Kreditwesen werden getrennt (Trennbankensystem). 

• Banken sind anderen Unternehmen gleichgestellt.  

• Das Geld der Bürger wird so sicher wie Bargeld: es ist vor Bankenpleiten geschützt.  

• Das von der EZB geschöpfte Geld (Vollgeld) ist nicht mit Schulden belastet.  

• Die neue Geldordnung ist einfach, transparent und verhindert Finanzkrisen.  

• Vollgeld stärkt den demokratischen Zusammenhalt.  

Die Initiatoren der europaweiten 

Petition „Vollgeld für ALLE“ bei 

der Pressekonferenz am 

24.20.2023 von links nach 

rechts: 

Kiril BOJILOFF, Dr. Raimund 

DIETZ und Dr. Rudolf  

GEHRING 

 

www.sovereign-money-for-all.eu www.provollgeld.at 

http://p-on.voting.or.at 
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www.info-direkt.eu 

Neue Petition „VOLLGELD FÜR ALLE“ 

Geldschöpfung ist der Akt der Schaffung neuen Geldes. Bei der Entstehung von Geld müssen wir zwischen Bargeld 

und Buchgeld unterscheiden.  

Ein gesetzliches Zahlungsmittel wird von der Zentralbank geschaffen und ist grundsätzlich das Geld, das mit einer 

Annahmepflicht verbunden ist. 

Das Bargeld - Münzen und Banknoten - ist derzeit das einzige Geld, das von den Zentralbanken erschaffen wird. Nur 

dieses ist derzeit legitimiertes Zahlungsmittel.  

Das sog. Buch- bzw. Giralgeld macht 90% der Geldmenge aus. Es wird bei der Vergabe eines neuen Kredits aus 

dem Nichts erschaffen. Im Prinzip handelt es sich dabei um eine Forderung des Kontoinhabers gegen die Bank auf 

Auszahlung der Kreditsumme bzw. auf Umwandlung des Buchgeldes in Bargeld. Diese Form der Geldschöpfung ist 

nichts anderes als ein Buchungsvorgang. Sie ist nicht legitimiert, wird aber selbst vom Staat als Zahlungsmittel ange-

nommen.  

Ein Kredit ist die zeitweise Überlassung von Geld an einen Dritten.  

Eine Geschäftsbank ist ein Unternehmen, das derzeit einen privilegierten Zugang zu Zentralbankgeld hat. Sie be-

treibt Kreditvergaben und Vermögensgeschäfte.  

Geldschöpfung durch die Geschäftsbanken kombiniert Kreditvergabe und Geldschöpfung. Die Banken vergeben 

einen Kredit oder kaufen einen Vermögenswert an. In diesem Akt entsteht das Bankenbuchgeld.  

Digitaler Euro (=“CBDC“: Central Bank Digital Currency) ist ein Projekt der Europäischen Zentralbank (Einführung 

geplant für 2026). Es gibt den Euro schon seit langer Zeit in digitaler Form, allerdings haben nur Geschäftsbanken 

Zugang dazu. Er muss also nicht eingeführt werden, sondern die EZB muss nur den Kontenzugang auf alle Bürger 

der EU ausweiten. Da diese Maßnahme das Geschäftsmodell der Geschäftsbanken durchkreuzt, gibt es von deren 

Seiten heftigen Widerstand gegen dieses Projekt.  

Schuldfreies Geld: Wird eine Geldsumme über Kredite in Umlauf gebracht, handelt es sich um Schuldgeld. Geld 

kann auch über die Staatsausgaben schuldfrei in Umlauf gebracht werden, allerdings nur im Rahmen der zulässigen 

Geldmengenerhöhung.  

Vollgeld ist vollwertiges Geld - geschaffen durch ein öffentliches zentrales Organ (z.B. Europäische Zentralbank in 

Kooperation mit den nationalen Zentralbanken). Die EZB könnte dem Staat Geld unentgeltlich überlassen, der es 

danach in Umlauf bringt. In einem Vollgeldregime sind Banken wichtige Vermittler, jedoch keine Erzeuger von Geld.  

Sovereign Money: englischer Begriff für Vollgeld, bekannt auch als «Positive Money» oder «Just Money». 

Weiterführende Informationen: 

• Bestätigung einiger Zentralbanken, dass neues Geld durch Kredite entsteht: 

Großbritannien: https://www.bankofengland.co.uk/explainers/how-is-money-created 

Deutschland: https://www.bundesbank.de/de/service/schule-und-bildung/erklaerfilme/wie-entsteht-geld-

teil-ii-buchgeld-613628 

• Schweiz: Video zur Erklärung der Geldschöpfung und deren negativen Folgen: https://www.3sat.de/film/

dokumentarfilm/oeconomia-100.html 

WORÜBER REDEN WIR? 
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https://www.bankofengland.co.uk/explainers/how-is-money-created
https://www.bundesbank.de/de/service/schule-und-bildung/erklaerfilme/wie-entsteht-geld-teil-ii-buchgeld-613628
https://www.bundesbank.de/de/service/schule-und-bildung/erklaerfilme/wie-entsteht-geld-teil-ii-buchgeld-613628
https://www.3sat.de/film/dokumentarfilm/oeconomia-100.html
https://www.3sat.de/film/dokumentarfilm/oeconomia-100.html
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TEUERUNG 

welchen Ausweg gibt es aus der Teuerung? 
Im Gespräch mit Herrn Pellegrini von Radio Sol zeigt Dr. Gehring die Ursachen der Teuerung und Lösungswege auf. 
Unter anderem könnte man durch eine neu aufgestellte Staatsfinanzierung durch das Voll(-wertige) Geld aus der 
Teuerungsspirale ausbrechen. 

Nicht nur außergewöhnliche   Naturer-

eignisse bereiten uns Österreichern gro-

ße Sorgen, sondern auch die               

Situation im täglichen Leben.  

Die Teuerung ist nach wie vor über-

durchschnittlich hoch. Eine Besserung ist 

kaum in Sicht, stattdessen wird über 

„feminine Gesetze“ oder die Abschaf-

fung der Matura diskutiert. 

Der moderne Sozialstaat mit seinen Fi-

nanzierungserfordernissen raubt den 

Bürgern einen Großteil des von        

Ihnen erarbeiteten Ertrages.  

Der Finanzminister verzeichnet allein aus 

der Umsatzsteuer im ersten Halbjahr 

2023 Mehreinnahmen in Milliardenhöhe! 

 

Dr. Rudolf GEHRING von der Christlichen 

Partei Österreichs (CPÖ) verlangt daher 

vehement Maßnahmen zur Entlastung 

der Bürger. Er spricht sich insbesondere 

gegen jede Form der Besteuerung von 

Vermögen, Schenkungen und Erbschaf-

ten aus. Der Staat muss sich für seine 

Abgabenansprüche legitimieren, ehe er 

überhaupt Steuerforderungen zu        

erheben, berechtigt ist. 

 

Nach Ansicht von Gehring ist ein weite-

res Zuwarten durch nichts gerechtfertigt, 

weil durch die Teuerung vor allem die 

Kosten bei den Lebensmitteln, bei Strom 

und Gas sowie beim Wohnen unerträg-

lich geworden sind. Auch beim Tanken 

kassiert der Staat erhebliche Beträge.  

 

Überall könnte eine Verbilligung erreicht 

werden, wenn der Staat auf Steuern und 

Gebühren verzichtet oder diese zumin-

dest erheblich reduziert. 

Eine wesentliche Ursache für die Inflation 

liegt aber auch auf europäischer Ebene: 

die Europäische Zentralbank (EZB) hat 

gigantische Summen zusätzlicher Euros 

geschaffen. Leider aber nicht nur zum 

Wohl der Bürger, sondern für die unsin-

nigen Ausgaben in der Coronazeit, für 

Waffenkäufe im Zusammenhang mit 

dem Ukrainekrieg, Korruption, etc. 

Durch die EU-Sanktionen wurden die 

Preise für Öl, Gas und Strom erheblich 

verteuert. 

Durch die laufenden Zinserhöhungen 

der EZB wurden die Kreditzinsen bei den 

österreichischen Bank stark angehoben 

und erschweren den Bürgern die Kredit-

zahlungen, insbesondere für das Woh-

nen. 

Alle Bürger leiden darunter und müssen 

mit ihrem hart erarbeiteten Geld dafür 

zahlen. Eine Umkehr ist daher dringend 

notwendig! Ein erster möglicher Schritt 

wäre die Abschaffung der Zinseszin-

sen. 

Für alle Bürger muss eine spürbare Ent-

lastung erreicht werden, wobei Gehring 

vor einer Entlastung durch neue Staats-

schulden oder neue Steuern warnt.  

 

 

Für die staatlichen Aufgaben ist genü-

gend Geld vorhanden und durch echte 

Reformen sind nachhaltige Einsparun-

gen möglich.  

In der laufenden Diskussion um eine 

Senkung der Steuern erinnert Gehring 

an die Forderungen seiner Partei nach 

einem „leistbaren Wohnen für Alle“.  

Im Sinne einer gerechten Verteilung der 

Lasten fordert die CPÖ neuerlich, Ge-

bühren und sonstige Wohnkosten von 

der Mehrwertsteuer zu befreien.  

Somit müsste man nicht über eine Miet-

preisbremse diskutieren, die zu Lasten 

der Vermieter ginge. 

Außerdem sollten die Zinsen nicht in die 

Gebührenkalkulation einfließen              

(= indirekter Zwang, dass keine weiteren 

Schulden gemacht werden). Dadurch 

würden sich die Wohnkosten über die 

Betriebskosten schlagartig verringern 

und alle Bürger spürbar entlastet wer-

den. Weiters sollten auch alle anderen 

Gebühren und Abgaben im Zusammen-

hang mit dem Erwerb von Wohnraum 

hinterfragt werden. 

Auch die vor kurzem beschlossene 

Haushaltsabgabe zur Finanzierung des 

ORF aus dem Budget ist nichts anderes 

als eine zusätzliche Steuer, damit alle 

Österreicher die Zwangsbeglückung 

durch den ORF mitfinanzieren, auch 

wenn sie gar nicht oder die ORF-

Programme nicht sehen wollen.  
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AKTUELLES 

„Man muss sich sein Lebensrecht nicht erst verdienen“ 

50 Jahre nach Fristenregelung: Tausende beim Marsch fürs Leben in Wien  
für Lebensschutz auf der Straße 

• Mehr als 2000 Teilnehmer beim größten Lebensschutzevent Österreich fordern: Frauen unterstützen, 
Kinder schützen, Abtreibung undenkbar machen! 

• Bei strahlendem Wetter sprachen Dr. Felix Böllmann (ADF International), Sonja Horswell (SaveOne Euro-
pe), Petra Plonner (#fairändern) und Ludwig Brühl (MfLeben) 
 
Wien (14. Oktober 2023) – Mehr als 2000 Teilnehmer waren beim Marsch fürs Leben 2023 in Wien auf der 
Straße. 50 Jahre nach Einführung der Fristenregelung bekannten sich die Lebensschützer zum universa-
len Lebensrecht jedes Menschen. Die Frage nach dem Schutz ungeborenen Lebens ist in Österreich nicht 
nur angesichts der gerade noch abgewandten Pläne zu Abtreibungen in staatlichen Landeskrankenhäu-
sern aktuell. 

„Frieden beginnt im Mutterleib. Deswegen ist es so schön, dass tausende Menschen heute fröhlich, friedlich 
und mit der notwendigen Klarheit für die Schwächsten in unserer Gesellschaft demonstriert haben. Der 

Marsch fürs Leben ist eine Demo, er setzt ein klares Zeichen, er ist aber auch eine Gelegenheit das Leben zu 
feiern und das Lebensrecht zu fordern,“ sagte Organisatorin Felicitas Trachta. 

Quelle: marschfuersleben.at 

Hilfsfonds für Ungeborene und Familien  

Die Christliche Partei Österreichs fordert nicht nur eine familienfreundliche Politik, son-

dern setzt auch selbst praktische Schritte, um diesem Ziel näher zu kommen. 

Mit unserem Hilfsfonds möchten wir speziell Schwangere und notleidende Mütter bzw. 

Familien an der Armutsgrenze unterstützen. Zu diesem Zweck hat die CPÖ diesen Hilfs-

fonds eingerichtet. Wir wollen gezielte und unbürokratische Hilfe leisten!  

Über die Jahre hinweg konnten wir schon vielen Menschen in Österreich mit einer finanzi-

ellen Unterstützung unter die Arme greifen. 

Der Lebensschutz ist ein Herzensanliegen von Ihnen und Sie wollen mehr Verantwortung für den Schutz der Un-
geborenen übernehmen? So freuen wir uns über Ihre aktive Mitarbeit im Verein leben.werte.zukunft. Bitte 
melden Sie sich bei uns unter akademie@cpoe.or.at!  

Stellvertretend bedanken wir uns bei allen treuen Spendern, die die Hilfen erst möglich gemacht haben!  

Denn: Mit Ihrer Spende sorgen wir für die Schwachen! 

Spendenkonto: Bank Burgenland · IBAN: AT43 5100 0810 1459 5600 · BIC: EHBBAT2EXXX 
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AKTUELLES 

CPÖ unterstützen = Werte schützen 

Wenn Sie, lieber Leser, die Arbeit der CPÖ wertschätzen, dann haben Sie viele Möglichkei-
ten uns zu unterstützen.  
Möchten Sie aktiv bei uns mitarbeiten? Wir freuen uns über Ihre helfenden Hände!  

Kontaktieren Sie uns und bringen Sie Ihre Ideen und Talente in unsere Arbeit ein!  
Wir haben im letzten Jahr wieder einiges bewerkstelligt. Für das nächste Jahr haben wir uns den Fokus darauf gelegt, 
die Vernetzung mit anderen Organisationen zu verbessern, um miteinander unseren gemeinsamen Interessen in der 
Öffentlichkeit wirksamer vertreten zu können. Und seien Sie sicher: Es gibt viele Menschen, die sich für unsere Werte 
und deren Erhalt einsetzen! 

Jedoch kommen auch wir an unsere finanziellen Grenzen, denn unsere Arbeit kostet nicht nur Kraft und Ausdauer, 
sondern auch Geld. Daher wäre eine finanzielle Zuwendung ein besonderes Weihnachtsgeschenk für uns! 
Für eine starke, christliche Vertretung in unserer Gesellschaft brauchen wir viele Menschen, die unsere Arbeit wert-
schätzen und unterstützen.  

Unser Spendenkonto lautet:   
Christliche Partei Österreichs     
AT 67 3266 7000 0078 9099 
RLNWATWWPRB  
    RB Wienerwald   

Ihre Spende ist ein wertvoller Beitrag für das  

Bemühen um eine LEBENs.WERTE.ZUKUNFT .  

VIELEN DANK! 

Sie führen des Öfteren Gespräche über „das Gendern“ und suchen bessere Argumente?  

Die neue Website www.gender.at kann Ihnen helfen! 
 

Diese Seite ist eine umfassende und wissenschaftlich fundierte Informationsquelle zum Themenkomplex "Gender" und 
scheut nicht davor zurück "Heiße Eisen" der Gender-Debatte genauer unter die Lupe zu nehmen. Auf der Seite finden 
Sie alles von den Grundlagen, über Recht & Politik bis hin zur Sprache. Weiters können Sie sich dort durch eine große 
Artikelsammlung durchlesen, um sich tiefergehend über das Thema zu informieren.  
Schauen Sie doch einmal bei www.gender.at vorbei! Es lohnt sich! 

Quelle: facebook 

Nun reiht sich der nächste Grünen-Politiker in die Genderverwirrung ein. Unsere Justiz-

ministerin Zadić legte ein in rein weiblicher Form verfasstes Gesetz vor, welches nun mithilfe 

des Koalitionspartners ÖVP in die Tat umgesetzt wurde. 

"Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen 

nur in weiblicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf alle Geschlechter in glei-

cher Weise", wird in Paragraf 27 festgehalten.  

Liebe Bundesregierung, mit diesem Nonsens erreicht man - au-

ßer heftigem Kopfschütteln - rein gar nichts! 

 

 

"Wir haben festgestellt, dass man zum Gendern an vielen Stellen gezwungen wird und das Nichtbefolgen dieser Regeln auch be-
straft wird", sagt Stefan Grünberger, der Initiator des Anti-Gender-Volksbegehrens im Gespräch mit "Heute". Daher habe man ein 
neues "Genderzwang-verbieten"-Volksbegehren eingeleitet. Es kann auf der Webseite des Innenministeriums unterzeichnet wer-
den.  

„GENDERZWANG VERBIETEN“-VOLKSBEGEHREN GESTARTET! 
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GESCHENKETIPPS FÜR WEIHNACHTEN  

JETZT BESTELLEN!  

MONEYMAKER - das Brettspiel,  
in dem DU das Geld machst! 
 
Wolltest Du schon immer mal... ein Banker sein? Geld schöpfen? Die 
Wirtschaft kontrollieren? Money Maker ist ein einzigartiges Spiel, 
das Dir zeigt, wie das Geldsystem funktioniert und unser Verhalten 
beeinflusst. Schaffe Dein eigenes Kreditgeld und nutze es wie echtes 
Geld!  
Im Goldenen Zeitalter der Handelsstadt Amsterdam bist DU eine 
Bank und kannst von Dir selbst geschaffenes Kreditgeld möglichst 
profitabel investieren. Floriert die Wirtschaft oder verursachst Du die 
nächste Finanzkrise? 

https://monetative.de/money-maker-spiel/ 

Money Maker ist eine Mischung aus Monopoly und 

Siedler von Catan. Sieger ist der zu Spielende  

reichste Spieler. 

Geld und Wirtschaft spielerisch erleben.  

Für jung und alt. 

„Leonie eine junge Juristin steht vor großen Entscheidungen, denn sie ist nach  
einem One-Night-Stand schwanger. Sie wendet sich an ihre Großmutter, Gertrud. 
Wird sich die Familiengeschichte wiederholen?“ 

Es ist ein einzigartiger Roman, der sich nicht scheut, die „heißen Eisen“ von Abtrei-
bung bis hin zu Leihmutterschaft, aber auch das Erbe einer sexuell befreiten, wenn 
nicht entfesselten Gesellschaft aufzugreifen und unaufdringlich und nicht  
moralisierend in eine lebensnahe Erzählung zu verpacken.   

ISBN-13: 978-3-8107-0384-2 
244 Seiten, Paperback 

Autor: Maria Schober 
Preis: 15,50 EUR                                  

http://briefeanleonie.net 

AB SOFORT erhältlich z.B. 

bei facultas, amazon, ... 

Briefe an Leonie 

https://moneymaker.games/?lang=de
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WERTE.  16  01_2023              

 

GENDERFREIE SPRACHE 

Straße PLZ 

Geburtsdatum E-Mail Telefon 

Datum Unterschrift 

 

€ 8,- € 10,- € 15,-      anderer Betrag    €  

Meine Spende erfolgt 

monatlich 1/4 jährlich 1/2 jährlich jährlich 

JA, ICH WILL MITGLIED WERDEN und unterstütze die Arbeit der Christlichen Partei  

Österreichs,  habe aber keinerlei weitere Verpflichtungen.  

(Empfohlener Mitgliedsbeitrag: 5,- pro Monat  bzw. € 60,— einmalig pro Jahr).          

Ich unterstütze die Arbeit der Christlichen Partei Österreichs als Förderer durch eine  

monatliche Spende von: 

JEDER IST WICHTIG -  
  IHR BEITRAG ZÄHLT!  

Meine Bankverbindung 

Bankinstitut IBAN 

Titel Vorname Nachname 

Straße PLZ Ort 

Geburtsdatum E-Mail Telefon 

Datum Unterschrift 

Auftraggeber (meine Adressdaten) 

Bitte senden Sie uns diesen ausgefüllten Abschnitt retour an das CPÖ-Büro, Leopold-Kunschak-Gasse 6, 2380 Perchtoldsdorf,  

oder per E-Mail an mail@christlichepartei.at. VERGELT´S GOTT! 

 

 QR-Code scannen 
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